
VW-Affäre

Befangene Experten
Die Untersuchungskommis -
sion der Bundesregierung
zum Abgasskandal bei VW
ist nicht mit unabhängigen
Mitgliedern besetzt. Vier Ver-
treter stammen aus dem Bun-
desverkehrsministerium, drei
aus dem für die Typgenehmi-
gung der Fahrzeuge verant-
wortlichen Kraftfahrt-Bundes-
amt. Lediglich ein Mitglied
ist ein Professor von der
Technischen Universität Mün-
chen, der aber in der Ver -
gangenheit für die Fahrzeug-
industrie gearbeitet hat. Mit
dem Gremium will Minister

Alexander Dobrindt (CSU)
klären lassen, wie es zum
 Betrug bei Dieselfahrzeugen
durch VW kommen konnte.
Es soll auch prüfen, ob ande-
re Pkw-Hersteller ebenfalls
ihre Abgasanlagen manipu-
liert haben. Dobrindt hatte
sich in den vergangenen Mo-
naten geweigert, der Opposi-
tion die Namen der Kommis-
sionsmitglieder zu nennen.
Die Grünen beschwerten sich
darüber bereits förmlich bei
Bundestagspräsident Norbert
Lammert. Im Ministerium
 begründet man die Geheim-
haltung damit, dass man die
Mitglieder „in Ruhe arbeiten“
lassen wolle. gt

Handelsverträge

Parlament beteiligen
Der Bundestag soll bei soge-
nannten gemischten Handels-
abkommen der EU, bei denen
auch Deutschland Vertrags-
partner wird, mitreden. Bei
 einer Anhörung im Rechtsaus-
schuss vertraten alle sechs
Hochschulgelehrten die Auf-
fassung, dass das Parlament
bei solchen Verträgen mitwir-
ken müsse. Hintergrund ist
ein Streit zwischen Bundestag
und Regierung über die Zu-
stimmung der Abgeordneten
zu Handelsverträgen der EU.
Konkret geht es um ein Ab-
kommen mit Westafrika, das

derzeit in Brüssel verhandelt
wird. Die Bundesregierung,
angeführt vom Justizministe -
rium, ist der Auffassung, es
sei keine nationale Gesetz -
gebung berührt, deshalb rei-
che ein Kabinettsbeschluss
aus. Der SPD-Entwicklungs -
experte Sascha Raabe hatte
dagegen immer wieder auf
eine Beteiligung des Parla-
ments gedrängt. Nach dem
Votum der Wissenschaftler im
Rechtsausschuss sagte Raabe:
„Das hat jetzt auch für andere
Handelsabkommen eine Be-
deutung.“ Sollte die Bundes -
regierung bei ihrer Auffassung
bleiben, droht ein Gang zum
Bundesverfassungsgericht. kn
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Lebensmittel

Lasche Biokontrollen
Staatlich autorisierte Prüfer haben bei ihrer Arbeit versagt.

Biobauern, die gegen Tierhaltungsvor-
schriften verstoßen haben, mussten bei
manchen staatlich zugelassenen Kontroll-
stellen kaum fürchten, durch die Prüfun-
gen aufzufliegen. Dies ergibt sich aus ei-
nem Ermittlungsverfahren der Zentralstelle
für Landwirtschaftsstrafsachen der Staats-
anwaltschaft Oldenburg. Die Behörde hatte
in den vergangenen Jahren gegen etliche
Legehennen-Halter ermittelt, die in ihren
Ställen mehr Tiere hielten als erlaubt. Da-
bei gerieten auch Biokontrolleure, insbe-
sondere der Firma IMO, ins Visier. Nach
Sichtung von Unterlagen und Zeugenver-
nehmung habe sich ergeben, dass die Über-
prüfungen zur Aufdeckung und Behebung
von Missständen „weitgehend ineffizient

und kaum wirksam gewesen“ seien, urteilt
die Behörde in einem Vermerk: „Es bleibt
festzustellen, dass die Geschäftsführung
und Mitarbeiter der IMO den von ihr über-
nommenen und zu bewältigenden Auf -
gaben in mangelhafter Art und Weise nach-
gekommen sind.“ Dennoch stellte die
Staatsanwaltschaft ihre Ermittlungen, die
auch von der Tierschutzorganisation Peta
angestoßen worden waren, ein, weil den
Kontrolleuren keine strafrechtlich relevan-
ten Motive für ihr Versagen nachzuweisen
seien. Die für die Zulassung der Kontroll-
stellen zuständige Bundesanstalt für Land-
wirtschaft und Ernährung in Bonn hat in-
zwischen intern alle Kontrollstellen ange-
wiesen, ihre Prüfungen zu verbessern. mif

Verteidigung

Deutsche Soldaten
im Cyberspace 
Die Bundeswehr bereitet of-
fensive Cyberattacken zum
Schutz der eigenen Compu-
tersysteme vor. In einem
Sachstandsbericht informier-
te das Verteidigungsministe -
rium den Bundestag in Berlin,
dass „Abwehrkonzepte, die
über den rein passiven
Schutz zur Minimierung der
Auswirkungen“ eines Cyber-
angriffs hinausgehen, bereits
von der Nato untersucht wor-
den seien. Sobald die recht -
lichen Rahmenbedingungen
für solche „Responsive Cyber
Defence“-Operationen gege-
ben seien, würden die „Mög-
lichkeiten zur Unterbindung
und Beendigung eines An-
griffs“ bei der Bundeswehr
geplant und umgesetzt. Ver-
teidigungsministerin Ursula
von der Leyen (CDU) hatte
im September vergangenen
Jahres eine Neuorganisation
der Cyberaktivitäten der
Bundeswehr angeordnet. 
Für den Cyberspace, der nun
 neben Land, See, Luft und
Weltraum als weiterer Kriegs-
schauplatz definiert ist, rich-
tete sie ein eigenes Komman-
do ein. Außerdem wurden
die IT-Kompetenzen gebün-
delt. Bisher allerdings war
 öffentlich vor allem von
 defensiven Cyberfähigkeiten
die Rede. gor, mgb
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